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Terrorismus

163. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über den internationalen Handel mit
gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen

164. Vereinbarung zwischen dem Verkehrsminister der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 2010 und 10 602 des ADR über die Beförderung von tert. Butylperoxyneodeca-
noat mit mindestens 25% Lösemitteln

161. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
20. März 1990 betreffend den Geltungsbereich
des Europäischen Abkommens über die Rege-
lung des Personenverkehrs zwischen den

Mitgliedstaaten des Europarates

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat die Türkei das Europäische Abkommen
über die Regelung des Personenverkehrs zwischen
den Mitgliedstaaten des Europarates (BGBl.
Nr. 175/1958, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 67/1990) gemäß Art. 7 des
Abkommens im Verhältnis zu Österreich mit
Wirksamkeit vom 18. Jänner 1990 für die Dauer von
drei Monaten ausgesetzt.

Vranitzky

162. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
20. März 1990 betreffend den Geltungsbereich
des Europäischen Übereinkommens zur Be-

kämpfung des Terrorismus

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Annahmeurkunde zum Euro-
päischen Übereinkommen zur Bekämpfung des
Terrorismus (BGBl. Nr. 446/1978, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 500/1988)
hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Annahmeurkunde:

Finnland 9. Februar 1990
Irland 21. Februar 1989

Das Vereinigte Königreich hat mit Wirksamkeit
vom 21. November 1988 den Geltungsbereich des
Übereinkommens auf Gibraltar ausgedehnt.

Finnland hat anläßlich der Hinterlegung seiner
Annahmeurkunde erklärt, sich gemäß den Bestim-
mungen des Art. 13 des Übereinkommens und
vorbehaltlich der Verpflichtungen dieses Artikels
das Recht vorzubehalten, die Auslieferung in bezug
auf eine in Art. 1 genannte Straftat, die es als
politische Straftat ansieht, abzulehnen.

Griechenland hat mit Wirkung vom 6. September
1988 erklärt, daß es sich in bezug auf Art. 13 des
Übereinkommens in Übereinstimmung mit dessen
Abs. 1 das Recht vorbehält, die Auslieferung für jede
der in Art. 1 des Übereinkommens angeführten
Straftaten abzulehnen, wenn die Person, die
verdächtigt wird, die Straftat begangen zu haben,
für seine oder ihre Handlung zugunsten der Freiheit
angeklagt wird.

Vranitzky

163. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
20. März 1990 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über den internationalen
Handel mit gefährdeten Arten freilebender

Tiere und Pflanzen

Nach Mitteilungen der Regierung der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft haben folgende weitere
Staaten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden
zum Übereinkommen über den internationalen
Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere
und Pflanzen (BGBl. Nr. 188/1982, letzte Kundma-
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chung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 200/1986)
hinterlegt bzw. erklärt, sich auch nach Erlangung
ihrer Unabhängigkeit an dieses Übereinkommen als
gebunden zu erachten:

Staaten:

Datum der Hinterlegung
der Ratifikations-

bzw. Beitrittsurkunde
bzw. Kontinuitätserklärung:

Belize 19. August 1986
Dominikanische Republik 17. Dezember 1986
Polen 12. Dezember 1989
Singapur 30. November 1986
Spanien 30. Mai 1986

Portugal hat mit Wirksamkeit vom 22. Jänner
1987 den Geltungsbereich auf Macao ausgedehnt.

Die Vereinigten Arabischen Emirate haben unter
Bezugnahme auf Art. XXIV das Übereinkommen
mit Wirkung vom 27. Jänner 1987 gekündigt.

Nach weiteren Mitteilungen der Regierung der
Schweizerischen Eidgenossenschaft haben folgende
Staaten die Änderung des Artikels XI Abs. 3 lit. a
des Übereinkommens (BGBl. Nr. 154/1987) ange-
nommen:

Staaten: Datum der Annahme:

Ecuador 13. Mai 1988
Frankreich 18. August 1989
Guyana 22. April 1987
Iran 13. September 1988

Staaten: Datum der Annahme:

Luxemburg 29. August 1989
Monaco 23. März 1987
Papua-Neuguinea 27. August 1987
Paraguay 1. Juli 1988
Rwanda 25. Juni 1987

Folgende weitere Staaten haben laut Mitteilungen
der Regierung der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft ihre Beitrittsurkunden zum geänderten
Übereinkommen hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Äthiopien 5. April 1989
Burkina Faso 13. Oktober 1989
Burundi 8. August 1988
El Salvador 30. April 1987
Gabun 13. Februar 1989
Malta 17. April 1989
Neuseeland (ohne Tokelau) 10. Mai 1989
St. Vincent und die

Grenadinen 30. November 1988
Tschad 2. Februar 1989
Vanuatu 17. Juli 1989

Japan hat seine Vorbehalte betreffend „Moschus
moschiferus" mit Wirkung vom 1. April 1989 und
„Crocodylus porosus" mit Wirkung vom 30. No-
vember 1989 zurückgezogen.

Vranitzky

164.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEM VERKEHRSMINISTER
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCH-
LAND UND DEM BUNDESMINISTER
FÜR ÖFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND
VERKEHR DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH NACH RN. 2010 UND 10 602 DES
ADR ÜBER DIE BEFÖRDERUNG VON
TERT. BUTYLPEROXYNEODECANOAT
MIT MINDESTENS 25% LÖSEMITTELN

(1) Abweichend von Vorschriften der Rn. 2550
und 2551 der Anlage A des ADR darf tert.
Butylperoxyneodecanoat mit mindestens 25% Löse-
mitteln, in Versandstücken verpackt, im internatio-
nalen Straßenverkehr unter folgenden Bedingungen
befördert werden:

1. Die Vorschriften für Acetylcyclohexansulfo-
nylperoxid in einer Lösung mit mindestens
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80% Lösemitteln der Klasse 5.2, Gruppe E,
Ziffer 46 b), des ADR gelten entsprechend.

2. Eine Verpackungseinheit darf nicht mehr als
25 kg des Stoffes enthalten.

3. Die Temperatur des Stoffes darf während der
Beförderung höchstens —5° C betragen.

(2) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 52 401 der Anlage B des ADR darf der Stoff

— in einer Beförderungseinheit, die über eine
doppelte Kältemaschine verfügen muß, bis zu
einem Gesamtgewicht von höchstens
10 000 kg oder

— aufgeteilt in zwei Einheiten bis zu einem
Gesamtgewicht von höchstens 5 000 kg je
Einheit, von denen jede einzelne mit einer
unabhängigen Kältemaschine versehen sein
muß,

befördert werden.

(3) Der Absender hat im Beförderungspapier
zusätzlich zu den vorgeschriebenen Angaben zu
vermerken: „Beförderung vereinbart nach Rn. 2010
und 10 602 des ADR".

(4) Die Vereinbarung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien.

Wien, den 27. Februar 1990

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Bonn, den 15. Dezember 1989

Die für das ADR zuständige Behörde der
Bundesrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag:
Bredemeier

Vranitzky
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